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1998 – Schlüsseljahr für die Realisierung der
Legislaturziele 1995 – 1999

Auch 1998 wird die Arbeitslosigkeit das wichtigste

innenpolitische Problem sein. Zwar attestiert die

OECD der Schweiz aufgrund der jüngsten finanz-

und währungspolitischen Reformen und Ent-

wicklungen gute Voraussetzungen für ein baldiges

Wirtschaftswachstum. Ein wirtschaftlicher Auf-

schwung zeichnet sich im übrigen – dank kräftigem

Wachstum der Exportwirtschaft – bereits seit

Anfang 1997 ab. Allerdings bestehen weiterhin

erhebliche Risiken und Unsicherheiten, so dass es

zur weiteren Konsolidierung des Aufschwungs

einer wohldosierten Stabilitätspolitik bedarf. Dies

gilt ungeachtet der Tatsache, dass der schweize-

rische Arbeitsmarkt, wie internationale Vergleiche

zeigen, wesentlich anpassungs- und leistungs-

fähiger ist, als in der Regel angenommen wird. Die

Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt zeigt jedoch,

dass das Problem der Arbeitslosigkeit 1998 trotz

verbesserter Zukunftsaussichten nicht zu lösen

sein wird, sondern nur gelindert werden kann.

Auch in der Aussenpolitik wird die Schweiz

nicht mehr verschont von Erfahrungen und Ent-

wicklungen, die unser Selbstverständnis heraus-

fordern. Das zurückhaltende Engagement der

Schweiz in aussenpolitischen Fragen, namentlich

die fehlende Beteiligung am Integrationsprozess

in Europa, beeinträchtigt das Bild, das sich das

Ausland von der Schweiz macht. Dieses Bild

wurde weiter getrübt durch die Diskussion um die

Rolle unseres Landes im Zweiten Weltkrieg, eine

Diskussion, die Zweifel über unsere Rolle in der

Vergangenheit und in der Zukunft hat aufkom-

men lassen.

Sich diesen grundlegenden Herausforde-

rungen zu stellen, ist das Ziel der Politik, die der

Bundesrat für 1998 ins Auge fasst. Es wird not-

wendig sein, dass die schweizerische Bevölkerung

ihre jüngere Vergangenheit offen und kritisch

betrachtet und akzeptiert. Unangenehmen Ein-

sichten werden wir die Tatsache gegenüberstel-

len müssen, dass innere Solidarität unser Land

früher in schwierigen Zeiten zusammengehalten

hat. Auch heute lassen sich regionale und soziale

Verteilungskämpfe vermeiden und Meinungs-

differenzen überwinden. Die Feierlichkeiten im

Jahr 1998 zum 150jährigen Bestehen der Eid-

genossenschaft sind ein willkommener Anlass, uns

Grundwerte und Grundlagen unserer Landes neu

ins Bewusstsein zu rufen.

Nach den Vorstellungen des Bundesrates sol-

len die Grundwerte der sozialen und humanitären

Solidarität auch in der Solidaritätsstiftung, einem

auf die Zukunft ausgerichteten Werk, ihren Aus-

druck finden. Stimmen Volk und Stände der Stif-

tung zu, kann dieses Werk unserem Gemeinsinn

und unserer Verbundenheit mit den Schwäche-

ren – gegenüber dem In- und dem Ausland –

neue Kraft verleihen und diese Werte in die

Zukunft weitertragen. Die Stiftung ist für den

Bundesrat eine wegweisende Investition, die auch

dazu beiträgt, unseren inneren Zusammenhalt zu

erneuern.

Der Bundesrat ist überzeugt, dass wir uns

gegenüber dem Ausland nicht mit der Rolle des

Beobachters und Geldgebers begnügen dürfen.

Vielmehr müssen wir auch Partner sein und mit

der Staatengemeinschaft die gemeinsamen

Zukunftsfragen anpacken. Eine Schlüsselrolle

kommt dabei unserem Verhältnis zur EU zu. Das

Jahr 1998 wird für den Werkplatz Schweiz, des-

sen Exporte zu über 60% in den EU-Raum gehen

und dessen Importe zu 80% aus dem EU-Raum

kommen, von grosser Bedeutung sein. Mit einem

erfolgreichen Abschluss der sieben sektoriellen

Verhandlungsbereiche wahren wir und die EU das

gegenseitige Interesse an substantiell gleichen

Wettbewerbsbedingungen und bauen gleichzeitig

gegenseitige Benachteiligungen ab. Allerdings

entbindet uns der Abschluss der sektoriellen Ver-

handlungen nicht davon, zu gegebener Zeit die

Vorbereitung der nächsten Etappe der Integrations-

politik im Sinne der Strategie des Bundesrates, wie

sie im aussenpolitischen Bericht vom November

1993 festgelegt ist, an die Hand zu nehmen. 1998

wird der Bundesrat zudem mit dem Vorlegen

eines Berichts über das Verhältnis zwischen der
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Schweiz und der UNO den ersten Schritt im Rah-

men der Vorbereitung eines Beitritts der Schweiz

zur UNO machen.

Auch in der Verkehrspolitik stehen 1998

wichtige Entscheide an, so namentlich im Bereich

Bau und Finanzierung der grossen Bahninfra-

struktur-Anlagen sowie bei den Steuerungs-

modalitäten des Güterschwerverkehrs. Bei diesem

muss einerseits auf die Bundesfinanzen Rücksicht

genommen werden, andererseits sollen die Ent-

scheide möglichst im Rahmen einer mit der EU

koordinierten Verkehrspolitik fallen. Der Souve-

rän wird über das Modell zur Finanzierung der

Infrastruktur des öffentlichen Verkehrs sowie – im

Falle eines Referendums – über die Annahme des

mit der EU ausgehandelten Landverkehrsabkom-

mens entscheiden können. Der Bundesrat wird

sich für die Vorlagen, die eine realistische Umset-

zung seiner nachhaltigen Verkehrs- und Umwelt-

politik darstellt, mit Nachdruck einsetzen.

Im Bereich der inneren Sicherheit beginnt

eine wichtige Konsolidierungsphase. Zahlreiche

Gesetze – einige werden 1998 noch im Parlament

beraten – haben ein vielfältiges Instrumentarium

geschaffen, das eine erfolgreiche Bekämpfung der

Kriminalität erlaubt und insbesondere auch helfen

kann, die internationale organisierte Kriminalität

zurückzubinden. Diese Gesetze werden jedoch

erst wirksam, wenn es Bund und Kantonen

gelingt, die Strafverfolgungsorgane und die

Polizei mit den erforderlichen personellen und

finanziellen Mitteln auszustatten. Die grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit mit unseren Nach-

barstaaten im Bereich der inneren Sicherheit ist zu

verbessern, namentlich was die Bekämpfung und

Verhütung von Straftaten, aber auch die Grenz-

kontrolle betrifft.

Weichen sind schliesslich in der Sozialpolitik

und im Gesundheitswesen zu stellen. Reform-

schritte sind nötig. Diese sind jedoch nur aus einer

Gesamtschau aller Sozialwerke heraus möglich.

Auf der Grundlage einer umfassenden Standort-

bestimmung anfangs 1998 wird der Bundesrat

entsprechende Entscheide treffen. Generell ist er

überzeugt, dass die finanzielle Konsolidierung der

bestehenden Instrumente der sozialen Sicherheit

gegenüber der Schaffung neuer Instrumente klar

Priorität hat.

Ein staatliches soziales Netz kann langfristig

nicht bestehen ohne gesunde Wirtschaftsent-

wicklung. 1998 setzt der Bundesrat drei wirt-

schaftspolitische Akzente. Zum ersten will er den

Denkplatz Schweiz weiter stärken. Förderung des

wissenschaftlichen Nachwuchses, Ausrichtung der

Forschung auf die Bedürfnisse der Anwender der

Forschungsresultate, Brückenschlag zwischen den

verschiedenen Bereichen und Sicherung der For-

schungskapazitäten – nach diesen Grundsätzen

will der Bundesrat 1998 seine Förderungs-

massnahmen gestalten. Zum zweiten strebt er

Vorentscheide betreffend die Ausgestaltung der

rechtlichen Rahmenbedingungen für die zukunfts-

trächtige Gentechnologie an. 1998 werden dies-

bezüglich die abstimmungsreife Genschutz-Initia-

tive sowie Gesetzgebungsarbeiten in diesem

Bereich von Belang sein. Im dritten Bereich

schliesslich – in der Berufsbildung – geht es darum,

die Entscheide über unsere künftige Fachhoch-

schullandschaft zu fällen und die Lehrlingsausbil-

dung nachfragegerechter und für die Betriebe

kostengünstiger zu gestalten – im Bewusstsein,

dass Aus- und Weiterbildung nicht bloss wirt-

schaftliche, sondern auch gesellschaftliche Inve-

stitionen sind, die letztlich auch verhindern sol-

len, dass das Netz unserer Sozialwerke überfordert

wird. Die bundesrätlichen Reformvorschläge des

Jahres 1998 werden deshalb auch die Förderung

der schwierig zu Qualifizierenden und eine Weiter-

bildung auf breiter Basis zum Thema haben.

All diese Zukunfts-Investitionen und Schritte

der internationalen Öffnung sind allerdings in Ein-

klang zu bringen mit einer Politik der schrittweisen

Haushaltsanierung, wie sie der Bundesrat auch

1998 fortführen wird. Gesunde öffentliche

Finanzen sind nicht nur eine zentrale Voraus-

setzung für eine konkurrenzfähige Wirtschaft.

Andauernde Defizite mit steigenden Zinszahlungen

führen auch dazu, dass immer weniger Mittel für

die anstehenden Aufgaben in den verschiedenen

Politikbereichen zur Verfügung stehen. 1998 dürf-



5

ten die konsolidierten Defizite des Staatssektors

mit rund 3,5 Prozent des Bruttoinlandproduktes

über dem europäischen Durchschnitt liegen,

wobei der Bundeshaushalt mit rund zwei Prozent

den Löwenanteil aufweist. Es wäre unverant-

wortlich, die Kosten zur Lösung unserer aktuel-

len Probleme auf dem Weg der Verschuldung

künftigen Generationen anzulasten. Der Bundesrat

misst deshalb dem Haushaltsausgleich bis ins Jahr

2001 weiterhin eine zentrale Bedeutung bei. Die

Volksabstimmung über diese für die Schweiz

wichtige Vorlage wird 1998 stattfinden. Als zent-

rales Massnahmenpaket zur Erreichung des Ziels

wird der Bundesrat dem Parlament das Stabili-

sierungsprogramm 1998 unterbreiten. Darüber-

hinaus werden eine Fortsetzung der strikten

Budgetierung und Finanzplanung sowie die kon-

sequente Umsetzung der strukturellen Reform-

projekte weitere Beiträge zur Sanierung bringen

müssen. Der jüngste Bericht des Internationalen

Währungsfonds fordert den Bundesrat dazu auf,

den Bundeshaushalt angesichts der zu erwarten-

den anziehenden Konjunktur in den nächsten

Jahren ins Gleichgewicht zu bringen.

Öffnung nach aussen sowie Investitionen in

die Zukunft – so fasst der Bundesrat seine Politik

für das Jahr 1998 zusammen. Gesamthaft

betrachtet dürften die anstehenden Entscheide

das Jahr 1998 zum Schlüsseljahr für die Realisie-

rung der Ziele der Legislaturperiode 1995–1999

machen. Politik und Wirtschaft können dabei von

intakten Chancen ausgehen: Trotz jahrelanger 

Krise gehört die Schweiz weiterhin zu den  wett-

bewerbsstärksten Ländern; trotz negativen

Schlagzeilen weist sie als multikulturelle Gesell-

schaft mit Dialogkultur zwischen den Sozial-

partnern Erfahrungen und Traditionen auf, die

ungebrochen aktuell sind.
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Ziel  1 Schaffung der Schweizerischen Stiftung 

für Solidarität

Ziel  2 Weiterführung der Reformen in den 

Bereichen Staatsleitung und Justiz

Ziel  3 Föderalismus-Reform durch neuen

Finanzausgleich: Abschluss der Vorarbeiten

Ziel  4 Umsetzungsarbeiten zum neuen 

Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz

Ziel  5 Konkretisierung der Strategie

«Informationsgesellschaft Schweiz»

Ziel  6 Vorschläge auf Verfassungs- und 

Gesetzesstufe zu Sparmassnahmen und zur 

Sicherung der Steuereinnahmen

Ziel  7 Inangriffnahme von Grundlagenarbeiten 

zu einer ökologischen Steuerreform

Ziel  8 Massnahmen zur Verbesserung der ordnungs-

politischen Rahmenbedingungen;

Fortführung der Strukturanpassungen in den 

Bereichen Arbeitsmarkt, Telekommunikation, Post 

und Landwirtschaft

Ziel  9 Reformvorschläge für den Hochschulbereich;

Förderung der wissenschaftlichen Forschung;

Weiterführung der Beteiligung an Forschungs- und

Bildungsprogrammen auf internationaler Ebene

Ziel  10 Reform und Stärkung der Berufsbildung

Ziel  11 Sozialpolitische Grundsatzentscheide 

auf der Basis des Schlussberichts IDA FiSo2;

Vorbereitung der 11. AHV-Revision;

Rechtsanpassungen und Kreditbewilligungen 

im Bereich der Krankenversicherung

Ziel  12 Massnahmen zur Sanierung der

Arbeitslosenversicherung

Ziel  13 Inangriffnahme gesetzgeberischer 

Arbeiten im Bereich der ausserhumanen,

Weiterführung im Bereich der humanen

Gentechnologie

Ziel  14 Konsolidierung der bundesrätlichen 

Sucht- und Drogenpolitik

Ziel  15 Konzept einer künftigen Migrationspolitik;

Vollzug der geltenden Flüchtlingspolitik

Die Jahresziele 1998 des Bundesrats im Überblick
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Ziel  16 Förderung und Beteiligung an Feierlichkeiten

zur Bundesstaatsgründung sowie Beteiligung des

Bundes an der Landesausstellung 2001;

Aufwertung des Rätoromanischen zur Teilamtssprache

Ziel  17 Klärung der Rolle des Bundes bei der

Förderung des Sports

Ziel  18 Weiterführung der nachhaltigen Umweltpolitik

Ziel  19 Massnahmen zur Stärkung der Wettbewerbs-

fähigkeit von Bahn und Luftverkehrsgesellschaften

Ziel  20 Umsetzung des Alpenschutzartikels mittels

nichtdiskriminierender, marktwirtschaftlicher

Massnahmen

Ziel  21 Liberalisierung des Strommarktes;

Vorbereitung der Kernenergiegesetzgebung

Ziel  22 Beziehungen zur EU: Umsetzung der

Ergebnisse der bilateralen Verhandlungen und

Vorbereitung der nächsten Schritte

Ziel  23 Vorarbeiten für eine Vorlage zum Beitritt 

der Schweiz zur UNO

Ziel  24 Wahrung der schweizerischen Interessen 

in der Auseinandersetzung «Schweiz – Zweiter

Weltkrieg»;

allgemeine Pflege des schweizerischen

Erscheinungsbildes im Ausland

Ziel  25 Finanzielle Sicherung der weiteren 

Zusammenarbeit mit osteuropäischen Staaten, 

der GUS und den Entwicklungsländern;

Mitarbeit an internationalen Bemühungen zum 

Schutz ausländischer Investitionen

Ziel  26 Konsolidierung der Beteiligung an 

Partnership for Peace (PfP)

Ziel  27 Unterbreitung neuer sicherheitspolitischer

Leitlinien

Ziel  28 Konsolidierung der Massnahmen zur 

Stärkung der inneren Sicherheit
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Am 5. März 1997 gab Bundespräsident Koller vor

der Vereinigten Bundesversammlung die Absicht

des Bundesrates bekannt, eine schweizerische Stif-

tung für Solidarität zu schaffen. Ziel der Stiftung

ist es, sowohl in der Schweiz als auch im Ausland

Not und Armut zu lindern und zu verhüten. Die

Stiftungsidee ist aus der Einsicht entstanden, dass

der Solidaritätsgedanke in der Schweiz und

gegenüber dem Ausland einer Bekräftigung

bedarf. Die bereits in die Wege geleitete Reform

der Währungsverfassung sowie das 150jährige

Jubiläum des Bundesstaates boten für den Bun-

desrat eine ausgezeichnete Basis, ein zukunfts-

gerichtetes Solidaritätswerk ins Leben zu rufen.

Der Bundesrat wird dem Parlament 1998 die

für die Umsetzung der Stiftundsidee notwendigen

Verfassungs- und Gesetzesbestimmungen bzw.

-änderungen unterbreiten.

Im Bereich der Institutionenreformen wird 1998

die Beratung der Verfassungsreform im Parlament

einen zentralen Stellenwert einnehmen. Die Bera-

tungen sollen in beiden Räten im Januar 1998

beginnen und in der Wintersession abgeschlos-

sen werden. Mit der Volksabstimmung kann

damit 1999 gerechnet werden. 

Abgestimmt auf die parlamentarischen Bera-

tungen zur Justizreform auf Verfassungsebene

führt der Bundesrat die Arbeit am Entwurf zum

Bundesgerichtsgesetz (Totalrevision OG) fort, das

namentlich die Entlastung des Bundesgerichts,

den lückenlosen Ausbau der gerichtlichen Vor-

instanzen und die Vereinfachung des Rechts-

mittelsystems zum Ziel hat.

Im Rahmen der Verfassungsreform hat der

Bundesrat auch eine Staatsleitungsreform an die

Hand genommen. Dieses Reformpaket soll die auf

Verfassungsstufe zu regelnden Fragen der Orga-

nisation und des Entscheidverfahrens der Bun-

desversammlung und des Bundesrates sowie das

Verhältnis des Parlaments zur Regierung um-

fassen. Das Vernehmlassungsverfahren zu dieser

Vorlage ist in der zweiten Hälfte 1998 durchzu-

führen, so dass die Botschaft zum Reformpaket

Staatsleitung dem Parlament 1999 unterbreitet

werden kann.

Das Projekt «Neuer Finanzausgleich», das pari-

tätisch vom Bund und von der Konferenz der

Kantonsregierungen getragen wird, steht 1998 in

der Konkretisierungsphase. Es strebt soweit wie

möglich und sinnvoll eine Entflechtung der Auf-

gaben, Kompetenzen und Finanzströme zwischen

Bund und Kantonen sowie eine Klärung ihrer Ver-

antwortlichkeiten an. Zuständigkeitsklärungen

erfolgen auch im verbleibenden Verbundbereich.

Daraus resultieren neue Zusammenarbeits- und

Subventionsformen wie Leistungsverträge, Mehr-

jahresprogramme und Globalsubventionen. Allen

Kantonen sollen genügend Eigenmittel für die

eigenverantwortliche Aufgabenerfüllung dank

eines neuartigen Ressourcenausgleichs sicherge-

stellt werden. Dadurch wird einerseits eine effek-

Ziel 1

Schaffung der

Schweizerischen

Stiftung für Solidarität

Ziel 2

Weiterführung der

Reformen in den

Bereichen Staatsleitung

und Justiz

Ziel 3

Föderalismus-Reform

durch neuen

Finanzausgleich:

Abschluss der

Vorarbeiten

Institutionen und Finanzen

Schwerpunkte und Ziele 1998 nach institutionellen
Voraussetzungen und Aufgabengebieten

Solidaritätsstiftung, Staatsleitungs- und Verfassungsreform 
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Im Rahmen des Projekts Regierungs- und Ver-

waltungsreform geht es 1998 darum, die 1997

vom Bundesrat getroffenen weitreichenden

Reorganisationsbeschlüsse weiter umzusetzen.

Die per 1. Januar 1998 transferierten Verwal-

tungsbereiche sind in die neuen Departemente zu 

integrieren, die Prozesse zu optimieren und die

Synergien auszuschöpfen. Die wichtigsten Neu-

formierungen entstehen in den Bereichen

Umweltschutz, Bildung, Forschung und Techno-

logie, Infrastruktur sowie im Bereich Armee und

Zivilschutz. Auch ist zu entscheiden, auf welche

bisher noch nicht erfassten Verwaltungsbereiche

die Reform auszudehnen ist und welche weiteren

Anpassungen per 1. Januar 1999 zu realisieren

sind. 

Auf der Grundlage des neuen Regierungs-

und Verwaltungsorganisationsgesetzes (RVOG)

sollen auch die Führungsprozesse auf der Ebene

Bundesrat – Bundeskanzlei – Departemente ver-

bessert werden. Namentlich geht es dabei auch

um die Erarbeitung einer Organisationsver-

ordnung des Bundesrates als Ausführungserlass

zum RVOG, worin die vom Gesetz angestrebte

Stärkung des Bundesratskollegiums und die

akzentuierte Wahrnehmung der Präsidialfunktion

konkretisiert wird. Das Gesetz verlangt den

Erlass weiterer Ausführungsverordnungen und

Anpassungen in den Spezialgesetzgebungen.

Alle diese Arbeiten sollen 1998 in Angriff

genommen werden.

Im Sinne von Sofortmassnahmen hat der

Bundesrat schon vor dem Inkrafttreten des 

neuen Gesetzes auf 1. Oktober 1997 erste 

Beschlüsse zur Verbesserung seiner Entscheid-

findung getroffen und entsprechende Abklä-

rungsaufträge erteilt. Im wesentlichen geht es

dabei um die Anpassung der herkömmlichen Ver-

fahren und Abläufe zur besseren Bewältigung

neuartiger Herausforderungen, wie beispielsweise

bei der Debatte zur Rolle der Schweiz im Zweiten

Weltkrieg, der Affäre Nyffenegger oder der BSE-

Fälle. 1998 will der Bundesrat – unter anderem

unter besserer Nutzung neuer Informations- und

Kommunikationstechniken – die Früherkennung

und das Informationsmanagement für diese 

Situationen dauerhaft auf eine neue Grundlage

stellen sowie die Verfahren zur Sitzungsvorberei-

tung weiter straffen, so dass er an seinen 

Sitzungen nur noch über die wichtigsten Geschäfte

und Differenzen ausführlich beraten muss.

Auf der Basis des neuen Regierungs- und

Verwaltungsorganisationsgesetzes wird auch das

Projekt «Führen mit Leistungsauftrag» bearbeitet.

Ab 1. Januar 1998 wird dieses Führungskonzept

auch in der Eidgenössischen Münzstätte und im

Centro sportivo nazionale della gioventù Tenero

eingeführt. Über Umstellungen weiterer Dienst-

stellen ab 1999 wird der Bundesrat 1998 ent-

scheiden. Die Umwandlung der vier Rüstungs-

unternehmen in Aktiengesellschaften des privaten

Rechts wird der Bundesrat 1998 zum Abschluss

bringen.

Schliesslich soll bis Ende der Legislatur-

periode respektive der Wahlperiode das geltende

Beamtengesetz durch einen schlanken Rahmen-

erlass ersetzt werden, um das erforderliche

moderne Personalmanagement zu ermöglichen.

Der Bundesrat wird das neue Bundespersonal-

gesetz 1998 vorlegen.

Ziel 4

Umsetzungsarbeiten zum

neuen Regierungs- und

Verwaltungs-

organisationsgesetz

tivitätssteigernde Entflechtung von Anreiz- und

Umverteilungsziel erreicht, andererseits ein

besser abgesicherter, einfacherer und vor allem

politisch steuerbarer Finanzausgleich unter den

Kantonen.

Der Bundesrat wird in der ersten Jahreshälfte

1998 vom Bericht über die Detailvorschläge

Kenntnis nehmen und die Vernehmlassung

eröffnen. Der Vernehmlassungsbericht umfasst

sämtliche notwendigen Verfassungsänderungen

mit ersten Konkretisierungen auf Gesetzesstufe,

das neue Bundesgesetz über den Finanzausgleich

sowie Modifikationen im Subventions- und

Finanzhaushaltgesetz. Die Botschaft an die

Eidgenössischen Räte ist für die zweite Jahres-

hälfte 1999 vorgesehen.
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Ende 1997 hat der Bundesrat die Grundzüge 

seiner Strategie für den Umgang mit den neuen

Informations- und Kommunikationstechniken

(NIKT) festgelegt und verwaltungsinterne

Strukturen geschaffen, die eine kohärente und

effiziente Umsetzung der Ziele sicherstellen sol-

len. 1998 sollen auf Verwaltungsstufe namentlich

in folgender Hinsicht Konkretisierungsarbeiten

stattfinden: Bildungsoffensive, generelle Förde-

rung eines technisch hochstehenden Angebots im

Bereich der NIKT, die Schaffung von Rahmen-

bedingungen für eine verlässliche Nutzung des

elektronischen Geschäftsverkehrs, die konse-

quente Nutzung der NIKT im Verwaltungsbereich

sowie im Kulturbereich, Gewährleistung der

Datensicherheit betreffs Übermittlung und Spei-

cherung, Rechtsfragen im Zusammenhang mit

den NIKT sowie wissenschaftliche Beobachtung

der Entwicklungen bzw. der Wirksamkeit der

bundesrätlichen Politik. Je nach Verlauf der

Arbeiten wird der Bundesrat bereits gegen Ende

1998 erste Massnahmen beschliessen.

Ziel 5

Konkretisierung der

Strategie «Informations-

gesellschaft Schweiz»

Ziel 6

Vorschläge auf

Verfassungs- und

Gesetzesstufe zu

Sparmassnahmen und

zur Sicherung der

Steuereinnahmen

Ziel 7

Inangriffnahme von

Grundlagenarbeiten zu

einer ökologischen

Steuerreform

Der Bundesrat hat sich mit seiner Vorlage über

Massnahmen zum Haushaltausgleich vom 

16. Juni 1997 zum Ziel gesetzt, das Defizit bis

2001 weitgehend zu beseitigen. Die Verfassungs-

bestimmung, mit welcher Bundesrat und Parla-

ment auf einen verbindlichen Sanierungspfad ver-

pflichtet werden, soll im zweiten Halbjahr 1998

zur Abstimmung gelangen. Damit das Haushalts-

ziel im Jahre 2001 erreicht werden kann, ist ein

Sparprogramm notwendig. Gestützt auf die Bera-

tungen von Ende 1997 und anfangs 1998 wird

der Bundesrat ein Sparpaket mit entsprechenden

Gesetzesänderungen vorlegen. Dieses soll sich

dabei auf wenige Schwerpunkte beschränken,

wobei die ausgabenstärksten Aufgabenbereiche

«Soziale Wohlfahrt» und «Verkehr» und der

Bereich «Landesverteidigung» (sowie allenfalls

weitere Aufgabengebiete) im Vordergrund

stehen.

Im Rahmen der Entscheide zum Sparpro-

gramm wird der Bundesrat auch eine fiskalpoli-

tische Standortbestimmung vorzunehmen haben.

Im besonderen stellt sich die Frage von Kompen-

sationsmöglichkeiten für allfällige Einnahmen-

ausfälle bei den Stempelabgaben und für den Fall,

dass sich die hängigen Einnahmenprojekte nicht

oder nur teilweise realisieren lassen.

Der Bundesrat hat im Rahmen der Strategie der

nachhaltigen Entwicklung seine Absicht bekräf-

tigt, die Ökologisierung des Steuersystems vor-

anzutreiben. Im Vordergrund einer solchen

Reform wird zweifellos eine Energiesteuer stehen,

wobei angesichts der Finanzierungsschwierigkei-

ten im Bereich der Sozialversicherungen eine auf-

kommens- und fiskalquotenneutrale Steuer nicht

in Frage kommen kann. Die Ablösung der gel-

tenden Finanzordnung bildet die richtige Gele-

genheit für die Umsetzung einer ökologischen

Steuerreform. Angesichts der verschiedenen par-

lamentarischen Vorstösse sollen die Grundlagen-

arbeiten bereits im nächsten Jahr in Angriff

genommen werden. Dabei sind insbesondere die

wirtschafts-, sozial- und energiepolitischen Aus-

wirkungen einer solchen Steuerreform näher zu

untersuchen. In seiner Botschaft zur Initiative «Für

eine gesicherte AHV – Energie statt Arbeit be-

steuern» wird der Bundesrat zudem seine steuer-

politische Strategie darlegen.

Finanzpolitik und Bundeshaushalt
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Auch 1998 wird es darum gehen, die ordnungs-

politischen Rahmenbedingungen gezielt zu ver-

bessern sowie den Prozess der Strukturanpassung

in wichtigen Wirtschaftsbereichen voranzutreiben

respektive zu begleiten. Es gilt namentlich, im

Telekommunikationsmarkt weitere Liberalisie-

rungsschritte zu unternehmen, zur Neuausrich-

tung der Agrarpolitik die notwendigen gesetzli-

chen Grundlagen bereitzustellen, sowie

Marktöffnungen in weiteren Wirtschaftssektoren

vorzubereiten.

Ausgehend von dem durch den Bundesrat

dem Parlament vorgelegten Bericht zur Revision

des Arbeitsgesetzes wird der Bundesrat zusam-

men mit dem Parlament und im Dialog mit den

Sozialpartnern eine konsensfähige Regelung

anstreben. Mit dem Vorhaben soll dem Abstim-

mungsergebnis vom 1. Dezember 1996 Rech-

nung getragen werden. Es soll einerseits die 

Interessen der Wirtschaft an Flexibilisierung,

anderseits die Interessen der Beschäftigten an

Schutzmassnahmen ausgewogen berücksichtigen.

Die mit der zweiten Etappe der Revision des

Arbeitslosenversicherungsgesetzes geschaffenen

neuen Instrumente zur Bekämpfung der Arbeits-

losigkeit – Führung von Arbeitsvermittlungs-

zentren, verstärkte arbeitsmarktliche Massnah-

men, verlängerte  Bezugsberechtigung und

verschärfter Zumutbarkeitsregelung – wird der

Bundesrat Ende 1998 gestützt auf einen Evalua-

tionsbericht auf ihre Tauglichkeit überprüfen.

Die Förderung der kleinen und mittleren

Unternehmen (KMU) soll mit verschiedenen,

namentlich technologieorientierten und steuerli-

chen Massnahmen erreicht werden. Eine weitere

Massnahme, die sich in die allgemeinen Bestre-

bungen des Bundesrats zur Verfahrensstraffung

und zum Abbau der Regelungsdichte einreiht, bil-

det der Abbau administrativer Belastungen für die

KMU. Für 1998 stehen Arbeiten der Inventarisie-

rung und Evaluation der bundesrechtlichen Bewil-

ligungsverfahren im Vordergrund, zu denen auch

externe Experten beigezogen werden. Zahlreiche

parlamentarische Vorstösse unterstützen solche

Untersuchungen. Aus diesen und andern Arbei-

ten heraus wird sich ergeben, ob der Bundesrat

Ende 1998 einen Bericht mit Botschaft oder nur

einen Bericht über regulatorische Reformen im

Interesse der KMU vorlegen wird.

Auf den 1. Januar 1998 werden plangemäss

die neuen Marktordnungen im Fernmelde- und

Postbereich wirksam werden und die beiden

Unternehmen Swisscom AG und «Schweizerische

Post» funktionsfähig sein. Im Telekommunikati-

onsbereich wird der Bundesrat mit weiteren

Umsetzungsentscheiden dazu beitragen, dass der

Markt konsequent geöffnet wird. Auch wird er

die Kotierung der Swisscom AG an der Börse mit

entsprechenden Schritten in die Wege leiten. Auf-

gabe der verwaltungsunabhängigen Kommuni-

kationskommission wird es sein, neue Anbieter im

Festnetz- und insbesondere auch im Mobilfunk-

bereich zu konzessionieren und ihnen damit den

Marktzugang zu ermöglichen. Die Neustruktu-

rierung der Marktordnung im Postbereich mit der

teilweisen Liberalisierung soll ebenfalls umgesetzt

werden, wobei der Service public zu garantieren

ist. Die beiden Unternehmen Swisscom AG und

Post werden ihre Tätigkeit unter neuer Struktur

und getrennt voneinander aufnehmen und sich

auf dem Markt mit wettbewerbsfähigen Ange-

boten behaupten müssen.

Mit der laufenden Agrarreform sollen die

Bedingungen für eine bessere Marktausrichtung

sowie die Verbesserung der Wettbewerbsfähig-

keit der Landwirtschaft und des gesamten

Ernährungssektors geschaffen werden. Kann die

parlamentarische Beratung der Vorlage «Agrar-

Ziel 8

Massnahmen zur

Verbesserung der 

ordnungspolitischen

Rahmenbedingungen;

Fortführung der

Strukturanpassungen in

den Bereichen

Arbeitsmarkt, Tele-

kommunikation, Post 

und Landwirtschaft

Die wichtigsten Aufgabengebiete

Wirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit
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politik 2002» zügig abgeschlossen werden, wird

der Bundesrat noch 1998 erste Vollzugsentscheide

fällen. Ebenso wird er – im Sinne von Artikel 6 des

Entwurfs zum Landwirtschaftsgesetz, welcher die

Bewilligung der finanziellen Mittel für höchstens

vier Jahre vorsieht – Ende 1998, aber spätestens

Anfang 1999 einen entsprechenden Zahlungs-

rahmen für die Jahre 2000 bis 2003/2004 vorlegen.

Auf nationaler Ebene wird der Bundesrat 1998 im

Rahmen von zwei Vorlagen dem Parlament Vor-

schläge für eigentliche Weichenstellungen für die

nächsten Jahre unterbreiten. Zum einen ist dies

eine Revision des Hochschulförderungsgesetzes

mit dem Hauptziel, eine gemeinsame partner-

schaftliche Hochschulpolitik von Bund und Kan-

tonen wirksam führen zu können und die Struk-

turen zu vereinfachen. Der Bundesrat wird den

Gesetzesentwurf 1998 zu Handen des Parlaments

verabschieden.

Zum anderen wird der Bundesrat Ende 1998

den eidgenössischen Räten die Botschaft zur För-

derung von Bildung, Forschung und Technologie

für die Jahre 2000 – 2003 unterbreiten, die erst-

mals gemeinsam von den beiden zuständigen

Departementen EDI und EVD vorbereitet wird.

Die Botschaft soll Kreditbegehren für die Förde-

rung von Hochschulen, Fachhochschulen, For-

schung und Technologie, welche auf einer stra-

tegischen Leistungs- und Ressourcenplanung

basieren, umfassen.

Auf internationaler Ebene steht der

Abschluss der bilateralen Verhandlungen im Vor-

dergrund. Darin enthalten ist das Forschungsab-

kommen mit der EU. Obwohl das Abkommen

gemäss Mandat nur Gültigkeit für das 4. For-

schungsrahmenprogramm hat, wird in einem

Briefwechsel der Übergang zum 5. Rahmenpro-

gramm für die Jahre 1999 – 2002 geregelt. Die

Mittel für eine integrale Beteiligung der Schweiz

an diesem Programm werden in der Botschaft für

die Förderung der internationalen wissenschaft-

lichen Zusammenarbeit in den Jahren 1999 – 2003

zusammen mit anderen Begehren angefordert

werden. Der Bundesrat wird dem Parlament die

Botschaft Mitte 1998 vorlegen.

Unmittelbar nach Abschluss der For-

schungsverhandlungen wird die Schweiz der EU

Verhandlungen im Bildungsbereich (Sokrates,

Leonardo und Jugend für Europa III) beantragen,

wie sie bereits im Verhandlungsmandat des Bun-

desrates für die Forschung enthalten sind. Gegen-

wärtig beruht die doch erfreuliche schweizerische

Beteiligung lediglich auf einem stillen Einver-

ständnis der EU-Länder und der EU-Kommission

ohne rechtliche Grundlage.

Wichtige Anpassungsarbeiten sind auch im

Bereich der Berufsbildung im Gange und weiter

vorgesehen. Vom bundesrätlichen Bericht vom

11. September 1996 über die Reform der Berufs-

bildung haben die Räte Kenntnis genommen und

ihn mit Vorstössen unterstützt und ergänzt. Der

Bundesrat wird dem Parlament bis Ende 1998

eine Botschaft zur Revision des Berufsbildungs-

gesetzes vorlegen und einen Bericht über ein

gesamtheitliches Bildungskonzept erarbeiten,

wobei er im Sinne seiner Strategie «Informa-

tionsgesellschaft Schweiz» insbesondere auch der

Entwicklung der neuen Informations- und Kom-

munikationstechniken Rechnung tragen wird.

Anfangs 1998 wird der Bundesrat gestützt auf die

Empfehlungen der Fachhochschulkommission

auch entscheiden, welche Einrichtungen künftig

als Fachhochschulen geführt werden können.

Auch wenn bei den Lehrstellen 1997 eine

Zunahme der Lehrverträge von gegen 5 Prozent

zu verzeichnen war, dürfte die Situation auf dem

Lehrstellenmarkt auch 1998 angespannt bleiben.

Ziel 9

Reformvorschläge für

den Hochschulbereich;

Förderung der wissen-

schaftlichen Forschung;

Weiterführung der

Beteiligung an
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Bildungsprogrammen

auf internationaler

Ebene

Ziel 10

Reform und Stärkung der

Berufsbildung

Forschung und Bildung in Wirtschaft und Gesellschaft
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Die Anstrengungen zur Schaffung neuer Lehrstel-

len sind deshalb weiterzuführen. Neben der

Gesetzesrevision bildet dazu der Lehrstellenbe-

schluss vom 30. April 1997 das wichtigste Instru-

ment des Bundes. Zur Förderung von Lehrstellen

im Zeitraum 1997–1999 hat das Parlament einen

Rahmenkredit von insgesamt 60 Millionen 

Franken bewilligt.

Um die bis zum Ende der Legislaturperiode anste-

henden Grundsatzentscheide in der Sozialpolitik

fällen zu können, müssen die Vorarbeiten auch

1998 weitergeführt werden. Bis anfangs 1998 soll

der vom Bundesrat am 23. September 1996 in

Auftrag gegebene Bericht der interdepartemen-

talen Arbeitsgruppe zu den Finanzierungsper-

spektiven der Sozialversicherungen (IDA FiSo2)

vorliegen. Gestützt darauf sollen Vorschläge zur

Finanzierung der AHV und IV ausgearbeitet wer-

den. In diesem Zusammenhang wird der Bundes-

rat Mitte 1998 einen Entwurf zur 11. AHV-Revi-

sion in die Vernehmlassung geben. Dieser wird

auch Lösungsvorschläge im Bereich der Flexibili-

sierung des Rentenalters enthalten.

Gleichzeitig mit der Eröffnung der Ver-

nehmlassung zur 11. AHV-Revision wird auch das

Konsultationsverfahren zur Revision des Bundes-

gesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlasse-

nen- und Invalidenvorsorge (BVG) eröffnet. Die

Revisionspunkte des BVG werden, abgestimmt

auf die AHV-Vorlage, unter anderem die Flexibi-

lisierung des Rentenalters und die Gleichbehand-

lung von Männern und Frauen beinhalten. Nach

Vorliegen des IDA FiSo2-Berichts wird zudem die

Weiterbehandlung der 6. EO-Revision zu disku-

tieren sein.

In der politischen Diskussion rund um die

AHV wird der Bundesrat Stellung beziehen und

seine Botschaften zu verschiedenen Volksinitiati-

ven im Bereich der AHV vorlegen (Botschaft zur

Volksinitiative «für eine Flexibilisierung der AHV

– gegen die Erhöhung des Rentenalters für 

Frauen»; Botschaft zur Volksinitiative «für ein 

flexibles Rentenalter ab 62 für Frau und Mann»;

Botschaft zur Volksinitiative «für eine gesicherte

AHV – Energie statt Arbeit besteuern!»).

Gestützt auf die Resultate eines Vernehm-

lassungsverfahrens wird der Bundesrat eine Vor-

lage zu einer Neukonzeption der freiwilligen

AHV/IV für Auslandschweizerinnen und -schwei-

zer vorlegen. Ein wichtiges Ziel besteht darin, für

Personen in Staaten, mit welchen die Schweiz

noch kein Versicherungsabkommen hat, die Mög-

lichkeit eines freiwilligen Beitritts zur AHV/IV im

Grundsatz beizubehalten.

Das 1996 in Kraft getretene KVG regelte die

Prämienverbilligung für die ersten vier Jahre –

mithin bis Ende 1999. Bis dann sind die Bundes-

beiträge für die Jahre 2000 bis 2003 festzulegen.

Um das Geschäft rechtzeitig abschliessen zu kön-

nen, muss die Botschaft bis zum Spätsommer

1998 vorliegen. Gleichzeitig wird der Bundesrat

zudem eine Teilrevision des KVG in denjenigen

Punkten vorschlagen, in welchen sich aufgrund

der ersten Erfahrungen mit dem KVG ein Hand-

lungsbedarf abgezeichnet hat. Da die Prämien-

verbilligung auch Thema des «Neuen Finanzaus-

gleichs» ist, drängt sich eine gründliche Prüfung

und gegebenenfalls ein Vorschlag zur Neurege-

lung des heutigen Modells zur Prämienverbilli-

gung in derselben Botschaft auf.

Ziel 11
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Die Arbeitslosenversicherung wird per Ende 1997

mit einem Schuldenbetrag von über 8 Milliarden

Franken abschliessen. Sofern die Arbeitslosigkeit

nicht zurückgeht, werden sich die Schulden 

vorläufig weiter erhöhen. Daher braucht es aber

auf jeden Fall weitere Massnahmen, um die 

Jahresrechnung ausgeglichen zu gestalten und

anschliessend Schulden abbauen zu können.

Abgestimmt auf das Sparprogramm 1998 wird

der Bundesrat eine Vorlage unterbreiten, die

sowohl einnahmen- als auch ausgabenseitige 

Vorschläge enthält, aber auch dem Abstim-

mungsresultat vom 28. September 1997 Rech-

nung tragen wird. In diesem Zusammenhang wird

er auch die befristete Beibehaltung des dritten

Beitragsprozents beantragen.

Ziel 12

Massnahmen zur

Sanierung der Arbeits-

losenversicherung

Durch die Gen-Lex-Motion wurde der Bundesrat

verpflichtet, die bisherige und die in Vorbereitung

befindliche Gesetzgebung über die ausserhuma-

ne  Gentechnologie zu überprüfen, damit Lücken

festgestellt und geschlossen werden können. Die

Motion verlangt zudem, die Vernehmlassung für

die als notwendig erachteten Gesetzes- und Ver-

ordnungsveränderungen noch 1997 zu eröffnen.

Bis Ende 1997 muss der Bundesrat einen Bericht

über die verlangte Prüfung und über den aktuel-

len und künftigen Stand der Gesetzgebung  vor-

legen. Schliesslich verlangt die Motion, dass eine

Kommission für Ethik im ausserhumanen Bereich

der Gentechnologie eingesetzt wird.

1998 wird der Bundesrat nach Abschluss der

Vernehmlassung dem Parlament einen Bericht

über die Resultate des Vernehmlassungsverfah-

rens betreffs gesetzliche Anpassungen unterbrei-

ten und die notwendigen Aufträge zur Vorberei-

tung der definitiven Gesetzesentwürfe erteilen.

In erster Linie müssen das Umweltschutzgesetz

und das Tierschutzgesetz angepasst werden. Aber

auch andere Bundesgesetze sind zu ergänzen. Die

Kommission für Ethik im ausserhumanen Bereich

der Gentechnologie wird in der ersten Jahreshälfte

1998 eingesetzt.

Im Humanbereich der Fortpflanzungs- und

Gentechnologie sieht der Bundesrat nach der

Unterbreitung eines Fortpflanzungsmedizinge-

setz-Entwurfs von 1996 vor, einen Gesetzesent-

wurf zur Regelung der Genomanalyse vorzule-

gen. Ein diesbezüglicher Entwurf soll 1998 in die

Vernehmlassung geschickt werden. 

Im Hinblick auf die Einführung einer Bewil-

ligungspflicht für Xenotransplantationen wird der

Bundesrat schliesslich eine Änderung des Bun-

desbeschlusses über die Kontrolle von Blut, Blut-

produkten und Transplantaten beantragen.

Ziel 13

Inangriffnahme gesetz-

geberischer Arbeiten im

Bereich der ausser-

humanen, Weiterführung

im Bereich der humanen

Gentechnologie

Mit der deutlichen Ablehnung der Volksinitiative

«Jugend ohne Drogen» durch Volk und Stände

sieht sich der Bundesrat in seiner Drogenpolitik

bestätigt. Im Suchtbereich kann nun in einem

ersten Schritt die dringliche Frage der gesetzlichen

Grundlage für die ärztliche Verschreibung von

Heroin gelöst werden. Dem Parlament wird

anfangs 1998 ein entsprechender Entwurf eines

dringlichen Bundesbeschlusses vorgelegt mit dem

Ziel, die neue Regelung per 1. Januar 1999 in

Kraft treten zu lassen. In einem zweiten Schritt

wird der Bundesrat im Herbst 1998 ein Konzept

zu den weiteren gesetzgeberischen Schritten im

Suchtbereich verabschieden, das insbesondere

den Anliegen für die Schaffung eines Sucht-

präventionsgesetzes (unter Einschluss von Alko-

hol-, Tabak- und Medikamentenmissbrauch) und

den Ergebnissen der Vernehmlassung zum Bericht

der Expertenkommission zur Revision des Betäu-

bungsmittelgesetzes («Kommission Schild») zu

berücksichtigen hat. Im wesentlichen wird es 

darum gehen, die Vier-Säulen-Politik des Bun-

desrates – Prävention, Therapie, Überlebenshilfe,

Repression – zu konsolidieren. Wie mit seiner

Ablehnung der Volksinitiative «für eine vernünf-

tige Drogenpolitik» (Droleg), die Volk und Stän-

den noch vorzulegen ist, klar zum Ausdruck

gebracht, spricht sich der Bundesrat gegen eine

Drogenlegalisierung aus.

Ziel 14

Konsolidierung der 

bundesrätlichen Sucht-

und Drogenpolitik
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Der Bundesrat wird den Ende August 1997 vor-

gestellten Bericht der Expertenkommission für die

Ausarbeitung einer Migrationspolitik dem Parla-

ment unterbreiten und zu den empfohlenen

Massnahmen im einzelnen Stellung beziehen. Er

hat festgestellt, dass die Schlussfolgerungen und

Vorschläge der Kommission grundsätzlich mit den

aktuellen Legislaturzielen im Migrationsbereich

übereinstimmen. Dazu gehören die verstärkte Ein-

gliederung der ansässigen Ausländerinnen und

Ausländer, eine qualitative Verbesserung im 

Personenverkehr mit der EU, die Aufnahme von

Flüchtlingen und Schutzbedürftigen im Sinne

unserer humanitären Flüchtlingspolitik und die

Reduktion des Zuwachses der ausländischen

Wohnbevölkerung. Im Rahmen dieser Ziele wird

der Bundesrat auf das Drei-Kreise-Modell ver-

zichten, die Einführung eines Punktesystems für

Angehörige ausserhalb der EU-Staaten prüfen

und eine aktive Integrationspolitik betreiben.

In diesem Zusammenhang wird insbesondere das

Bundesgesetz über Aufenthalt und Niederlassung

der Ausländer zu revidieren sein. Auf ein eigent-

liches Migrationsgesetz soll dagegen verzichtet

werden.

Auch 1998 stellen im Asylbereich die Voll-

zugsmassnahmen einen Schwerpunkt dar. Vor

allem illegal anwesende Personen und abgewie-

sene Asylbewerber aus der Bundesrepublik Jugos-

lawien – gestützt auf das am 1. September 1997

in Kraft getretene Rückübernahmeabkommen –

sowie im Rahmen des weiterzuführenden Rück-

kehrhilfeprogramms die Kriegsvertriebenen aus

Bosnien-Herzegowina müssen in ihre Heimat

zurückkehren. Der Bundesrat verspricht sich

dadurch neben einer Erhöhung der Glaubwür-

digkeit von Gesetzgebung und Vollzug im Asyl-

und Ausländerbereich auch eine gewisse Reduk-

tion der Kosten im Asylbereich.

1998 werden beim Jubiläum «150 Jahre Schwei-

zerischer Bundesstaat» die Fragen der nationalen

Identität und der Verständigung zwischen den

Landesteilen besonders im Zentrum stehen. Dabei

werden in der ganzen Schweiz gegen 50 Projekte

mit historischen, kulturgeschichtlichen, kunst-

historischen, künstlerischen und sozialpolitischen

Themen durchgeführt werden, welche von pri-

vaten, kommunalen oder kantonalen Träger-

schaften realisiert und vom Bund unterstützt wer-

den. Daneben wird der Bund selbst mehrere

Ausstellungen und Veranstaltungen zur Geschich-

te und Bedeutung des Schweizerischen Bundes-

staates realisieren. Schliesslich findet eine Reihe

von Anlässen statt, an denen sowohl der Bun-

desrat wie auch die eidgenössischen Räte und das

Bundesgericht teilnehmen. Einen Höhepunkt bil-

det dabei der 12. September 1998, der als Fest

für die breite Bevölkerung geplant ist, der aber

der Jugend als der Zukunft des Bundesstaates

besonderen Raum geben will.

Betreffend die Expo 2001 wird der Bundes-

rat über Inhalte und Form der Beteiligung der Eid-

genossenschaft als Ausstellerin entscheiden.

1998 wird der Bundesrat eine Botschaft über

ein neu zu schaffendes Amtssprachengesetz

unterbreiten. Die Vorlage wird insbesondere die

Aufwertung des Rätoromanischen als Teilamts-

sprache des Bundes, welche künftig von der

rätoromanischen Bevölkerung bei ihrem Kontakt

mit den Bundesbehörden verwendet werden

kann, konkretisieren. 

Ziel 15

Konzept einer künftigen

Migrationspolitik;

Vollzug der geltenden 

Flüchtlingspolitik

Ziel 16
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Gestützt auf das Nationale Sportanlagenkonzept

vom 23. Oktober 1996 und weitere Entscheid-

grundlagen wird der Bundesrat schliesslich da-

rüber befinden, auf welche Weise er auf Bundes-

ebene den Sport fördern will. Dabei wird er unter

anderem darüber befinden, welche Sportanlagen

von nationaler Bedeutung in welcher Priorität und

in welcher Höhe vom Bund allenfalls finanziell

unterstützt werden könnten, und wird dem

Parlament gegebenenfalls eine Botschaft unter-

breiten.

Ferner wird der Bundesrat die Kandidatur von

Sitten Wallis 2006 zur Durchführung der Olym-

pischen Winterspiele begleiten und unterstützen.

Ziel 17

Klärung der Rolle des

Bundes bei der

Förderung des Sports

Um die grenzüberschreitenden Auswirkungen von

Industrieunfällen zu verhindern und zu bekämp-

fen, soll die entsprechende ECE/UNO-Konven-

tion ratifiziert werden.

Auf nationaler Ebene sollen nach der Inkraft-

setzung des revidierten Umweltschutzgesetzes

auf 1. Juli 1997 die Gesetzesänderungen, welche

die Anwendung des Verursacherprinzips fördern,

1998 durch eine Reihe von Verordnungen kon-

kretisiert werden. Dies betrifft insbesondere die

Bereiche Abfall (Entsorgung von Getränkever-

packungen und Batterien sowie von elektroni-

schen bzw. elektrischen Geräten), Altlasten, Gen-

technologie (Einschliessung bzw. Freisetzung von

Organismen) und Gewässerschutz.

In einem Bericht über lufthygienische Mass-

nahmen des Bundes und der Kantone wird der

Bundesrat 1998 über bisher Erreichtes und nicht

Erreichtes Auskunft geben; ebenso werden darin

Strategien und Massnahmen für das weitere Vor-

gehen im Bereich der Luftreinhaltung vorge-

schlagen.

Ziel 18

Weiterführung der nach-

haltigen Umweltpolitik

Die Bahnreform soll die nationale und internatio-

nale Wettbewerbsfähigkeit der Bahnen erhöhen

und auf den 1. Januar 1999 in Kraft gesetzt wer-

den. Der Bundesrat wird auf diesen Termin die

Verordnungen für die Umsetzung der Bahnreform

erlassen sowie die Schritte für die Umwandlung

der SBB in eine spezialgesetzliche Aktiengesell-

schaft vornehmen. Zudem wird er dem Parlament

eine Botschaft betreffend den Zahlungsrahmen

für die SBB und die Genehmigung der Leistungs-

vereinbarung vorlegen.

Eine wesentliche ökologische Bedeutung hat

das Ziel der Verkehrsverlagerung von der Strasse

auf die Schiene. 1998 wird der Bundesrat über

erste Massnahmen zum schrittweisen Ausbau und

zur Förderung des Bahnangebots im alpen-

querenden Güterverkehr befinden (Rollende

Autobahn, unbegleiteter kombinierter Verkehr).

Im Rahmen der liberalisierten Luftverkehrs-

politk wird der Bundesrat den «Sachplan Infra-

struktur Luftfahrt» verabschieden, der dazu die-

nen soll, auch die Zivilluftfahrt in eine koordinierte

Gesamtverkehrspolitik einzubetten und eine

zweckmässige Verknüpfung mit den anderen Ver-

kehrsträgern zu gewährleisten.

Schliesslich wird der Bundesrat einen Grund-

satzentscheid über die Schaffung eines binatio-

nalen schweizerisch-französischen Flugsiche-

rungszentrums im Raum Genf fällen. Dabei gilt

es die luftverkehrspolitischen Interessen der Stand-

orte Genf und Zürich unter Einbezug der Vorteile,

die eine gemeinsame Lösung mit Frankreich

brächte, sorgfältig gegeneinander abzuwägen.

Ziel 19

Massnahmen zur

Stärkung der

Wettbewerbsfähigkeit

von Bahn und Luft-

verkehrsgesellschaften

Infrastruktur – Umwelt – Raumordnung
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Nach Auswertung der 1997 durchgeführten Ver-

nehmlassung wird der Bundesrat 1998 eine Bot-

schaft zur Umsetzung des Alpenschutzartikels

vorlegen. Abgestimmt auf die Ergebnisse der bila-

teralen Verhandlungen mit der EU sowie die Par-

lamentsbeschlüsse zur leistungsabhängigen

Schwerverkehrsabgabe, zur Bahnreform und zum

Bau sowie zur Finanzierung der Infrastruktur des

öffentlichen Verkehrs (NEAT) wird sich der Vor-

schlag insbesondere auch zu Höhe, Ausgestaltung

und Fahrplan betreffs einer Alpentransitabgabe

äussern.

Ziel 20

Umsetzung des Alpen-

schutzartikels mittels

nichtdiskriminierender,

marktwirtschaftlicher

Massnahmen

Mit der Frage der Liberalisierung des Strom-

marktes, dem baldigen Ablauf des Kernenergie-

Moratoriums und der Ökologisierung des Steu-

ersystems stehen energiepolitische Entscheide von

grosser Tragweite an. 1998 wird der Bundesrat

das Elektrizitätsmarktgesetz zuhanden des Parla-

ments verabschieden. Aus heutiger Sicht sind ins-

besondere Grundsätze festzulegen für den Netz-

zugang, den Netzbetrieb, die Kostentransparenz

und die Grundversorgung (Service public). Zu

prüfen sind auch Regelungen, die verhindern,

dass unter dem Monopol-Regime erstellte Anla-

gen nicht mehr wirtschaftlich betrieben werden

können. Bestehende Wasserkraftwerke sollen

soweit möglich auch unter Wettbewerbsbedin-

gungen kostendeckend erneuert werden können.

Über die Revision der Atomgesetzgebung

soll 1998 die Vernehmlassung durchgeführt wer-

den. Das neue Kernenergiegesetz soll das Ver-

fahren und die Voraussetzungen der atomrecht-

lichen Bewilligungen zum Bau und zur Stillegung

von KKW sowie zur Entsorgung radioaktiver

Abfälle enthalten. Das Kernenergiehaftpflichtge-

setz soll anschliessend revidiert werden.

Ziel 21

Liberalisierung des

Strommarktes;

Vorbereitung der Kern-

energiegesetzgebung

Nach Abschluss der Verhandlungen mit der EU

wird der Bundesrat die Ergebnisse in einem Bericht

unverzüglich dem Parlament vorlegen. Falls dies

notwendig und soweit dies möglich ist, wird er

diesem Bericht die Botschaften über die verschie-

denen sektoriellen Abkommen und über die not-

wendigen Anpassungen der Gesetzgebung bei-

fügen.

Die Anpassungen werden im wesentlichen

das Arbeitsrecht betreffen, insbesondere nach Ein-

führung des freien Personenverkehrs. Es werden

unter anderem wegen des möglichen Drucks auf

Lohn- und Arbeitsbedingungen bei der Beschäf-

tigung ausländischer Arbeitnehmer (Sozialdum-

ping) flankierende Massnahmen zu ergreifen sein.

Deren Einführung und Umfang ist vom Abschluss

eines bilateralen Abkommens sowie von dessen

genauem Regelungsgegenstand abhängig. Sie

werden gleichzeitig mit dem Abkommen über den

Personenverkehr in Kraft gesetzt werden.

Der Bundesrat wird 1998 in einer an das

Parlament gerichteten Botschaft zur Initiative «Ja

zu Europa» Stellung nehmen, die von der Regie-

rung die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen

mit der EU verlangt. Seine Stellungnahme wird

unter anderem vom Stand der bilateralen Bezie-

hungen, der inneren Entwicklungen in der EU

(Währungsunion, Verhandlungen über die Erwei-

terung der EU, Landwirtschafts- und Finanz-

reformen) sowie der Entwicklung der Bedingun-

gen im Inland abhängen.

Ziel 22

Beziehungen zur EU:

Umsetzung der

Ergebnisse der bilatera-

len Verhandlungen und

Vorbereitung der näch-

sten Schritte

Aussenbeziehungen
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Parlamentarischen Aufträgen folgend wird der

Bundesrat in der ersten Hälfte 1998 einen Bericht

über das Verhältnis zwischen der Schweiz und der

UNO vorlegen. Der Bericht bildet gleichzeitig den

ersten Schritt zu den UNO-Beitrittsvorbereitun-

gen, indem er unter anderem Auskunft geben

wird über die Entwicklung der Beziehungen

Schweiz–UNO seit der letzten Beitrittsabstim-

mung im Jahre 1986, das Engagement der

Schweiz im Rahmen der UNO, die Bedeutung des

Neutralitätsstatus bei diesem Engagement sowie

die unserem Land aus der Nicht-Mitgliedschaft

erwachsenden Probleme. Er wird auch Angaben

zum vom Bundesrat verfolgten Zeitplan in bezug

auf eine dem Volk vorzulegende Beitrittsvorlage

enthalten.

Ziel 23

Vorarbeiten für eine

Vorlage zum Beitritt der

Schweiz zur UNO

Die Diskussionen um die Rolle der Schweiz im

Zweiten Weltkrieg haben das Erscheinungsbild

der Schweiz in einigen Ländern teilweise beein-

trächtigt. 

Zum einen wird es 1998 darum gehen, die

aussenpolitischen Interessen der Schweiz im

beschränkten Themenfeld «Schweiz – Zweiter

Weltkrieg» zu wahren. Dabei steht die Verwirkli-

chung und Kommunikation der positiven Mass-

nahmen, welche die Schweiz gemäss den

Grundsätzen der Wahrhaftigkeit, Gerechtigkeit

und Solidarität eingeleitet hat, im Mittelpunkt.

Im besonderen wird der Bundesrat die Arbeiten

der unabhängigen Expertenkommission zur

historischen und rechtlichen Untersuchung

(«Bergier-Kommission»), des für nachrichtenlose

Vermögenswerte bei Banken zuständigen 

Volckerkomitees (Independent Committee of Emi-

nent Persons) und des Spezialfonds zur Hilfe an

bedürftige Opfer des Holocaust – unter voller

Wahrung der Unabhängigkeit dieser Organe –

unterstützen. Ferner wird er sich dafür einsetzen,

dass der objektive und offene Dialog mit den

betroffenen Regierungen und Organisationen

über die Rolle der Schweiz vor, während und nach

dem Zweiten Weltkrieg weitergeführt wird.

Begangene Fehler anerkennt der Bundesrat

unzweideutig, während er ungerechtfertigte Kritik

und Vorurteile sachlich und klar zurückweist. 

Zum anderen sind aber auch langfristig aus-

gerichtete Anstrengungen nötig, um das Erschei-

nungsbild der Schweiz generell zu verbessern und

– ohne inhaltlichen Zusammenhang mit der Rol-

le der Schweiz im Zweiten Weltkrieg – unser Land

mit geeigneten Aktionen in seiner Gesamtheit

und Vielfalt dem Ausland, namentlich auch in den

USA, zu vermitteln. Dabei ist in erster Linie an

gemeinsame Institutionen, an die Zusammenar-

beit mit den Medien, die Verstärkung der kultu-

rellen Zusammenarbeit im weitesten Sinne sowie

an einen vermehrten Austausch von Schülern und

Studierenden zu denken. 

In diesem Zusammenhang ist 1998 die Rolle

der Koordinationskommission für die Präsenz der

Schweiz im Ausland (KoKo) zu überprüfen. 

Anzustreben ist eine Stärkung und Professionali-

sierung dieser Kommission, welcher bei der 

Pflege des schweizerischen Erscheinungsbildes

eine zentrale Rolle zukommt.

Ziel 24

Wahrung der schweize-

rischen Interessen in der

Auseinandersetzung

«Schweiz-Zweiter

Weltkrieg»;

allgemeine Pflege des

schweizerischen

Erscheinungsbildes im

Ausland
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Die Schweiz wird im Partnership Work Program-

me (PWP) ihre Teilnahme im Rahmen der durch

Neutralität und Blauhelmabstimmung gezogenen

Grenzen konsolidieren und ausbauen, v.a. in den

Bereichen internationale Ausbildung (Genfer Zen-

trum für Sicherheitspolitik, Militärbeobachter, Ret-

tungswesen, AC-Ausbildung u.a.), humanitäres

Völkerrecht, Rüstungskontrolle, demokratische

Kontrolle der Streitkräfte, Katastrophenhilfe sowie

Verbesserung der sicherheitspolitischen Daten-

flüsse im PfP-Rahmen. Eine noch auszubauende

Beteiligung an Partnership for Peace im Rahmen

des Individuellen Partnerschafts-Programms (IPP)

soll die Armee befähigen, ihren sicherheitspoli-

tischen Auftrag besser erfüllen zu können (u.a.

Friedensförderung, Krisenmanagement). Weiter

wird die Schweiz das Konsultations-Forum des

Euro Atlantic Partnership Council nutzen, um

aktiv zu Frieden, Sicherheit und Stabilität in

Europa beizutragen.

Ziel 26

Konsolidierung der

Beteiligung an

Partnership for Peace

(PfP)

Der letzte Bericht des Bundesrates an die Bundes-

versammlung über die Sicherheitspolitik der

Schweiz datiert vom 1. Oktober 1990. In den ver-

gangenen sieben Jahren hat sich die internatio-

nale Lage weiterentwickelt und zu teilweise 

veränderten Rahmenbedingungen für die schwei-

zerische Sicherheitspolitik geführt. Die 1996 ein-

gesetzte Studienkommission für strategische Fra-

gen wird anfangs 1998 einen Bericht mit Vor-

schlägen für längerfristige sicherheitspolitische

Leitlinien vorlegen. Gestützt auf die Anregungen

der Kommission wird der Bundesrat prüfen, ob

dem Parlament 1998 ein neuer Bericht über die

Sicherheitspolitik der Schweiz vorzulegen ist.

Ziel 27

Unterbreitung neuer

sicherheitspolitischer

Leitlinien

Der Bundesrat hat wiederholt seinen Willen

bekundet, die Anstrengungen zur internationalen

Zusammenarbeit mit den Ländern des Südens und

Osteuropas aufrechtzuerhalten und nach Mög-

lichkeit auszubauen. Gleichfalls ist er bestrebt, die

Kohärenz in der Gesamtheit unserer Beziehungen

mit den Ländern des Südens gemäss den Vorga-

ben des «Leitbildes Nord–Süd» zu fördern.

Zur Umsetzung dieser Politik wird der Bun-

desrat 1998 dem Parlament zwei neue Rahmen-

kredite unterbreiten. Mit der Botschaft zur Wei-

terführung der technischen Zusammenarbeit und

der Finanzhilfe werden die nötigen Verpflich-

tungskredite für die Jahre 1999–2002 beantragt.

Damit sollen Entwicklungsländer in ihren Anstren-

gungen unterstützt werden, ihre politischen Rah-

menbedingungen zu verbessern, nachhaltiges

Wirtschaftswachstum zu fördern, Armut zu

bekämpfen und ihre natürlichen Lebensgrund-

lagen besser zu schützen. Mit dem dritten Rah-

menkredit für Osteuropa werden die Mittel für

die Jahre 1998–2002 anbegehrt, um die politi-

schen und wirtschaftlichen Reformen in den 

Ländern Osteuropas und der GUS weiter zu

unterstützen. Eine verstärkte Konzentration der

Partnerländer und der Instrumente trägt den 

veränderten Bedingungen in diesen Ländern

Rechnung.

Für die wirtschaftlich sehr bedeutsame inter-

nationale Investitionsttätigkeit besteht keine mul-

tilaterale oder globale Regelung, die irgendwie

mit dem GATT/WHO für den Handel vergleich-

bar wäre. Angesichts dieser rechtlich unbefriedi-

genden Situation, der ständig wachsenden Inve-

stitionen und der fast überall wahrnehmbaren

protektionistischen Tendenzen ist 1995 beschlos-

sen worden, Verhandlungen über ein multilate-

rales Investitionsabkommen aufzunehmen. Mit

dem Abkommen sollen verbindliche rechtliche

Regeln geschaffen werden, welche strikte mate-

rielle Prinzipien für die Zulassung, die Behandlung

und den Schutz ausländischer Investitionen fest-

schreiben.

Ziel 25

Finanzielle Sicherung

der weiteren Zusammen-

arbeit mit osteuro-

päischen Staaten, der

GUS und den

Entwicklungsländern;

Mitarbeit an inter-

nationalen Bemühungen

zum Schutz aus-

ländischer Investitionen

Sicherheit
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Das Waffengesetz, das Bundesgesetz über die

internationale Rechtshilfe in Strafsachen, das Bun-

desgesetz über Massnahmen der inneren Sicher-

heit sowie die gesetzlichen Grundlagen zur

Bekämpfung der Geldwäscherei und des organi-

sierten Verbrechens sind verabschiedet oder wer-

den 1998 in den Räten beraten. 1998 wird der

Bundesrat griffige Massnahmen gegen Korruption

und Bestechung dem Parlament unterbreiten.

Damit wird die Schweiz gesetzgeberisch auf dem

Gebiete der inneren Sicherheit gerüstet sein. Im

Rückstand befindet sich jedoch der Vollzug auf

allen Ebenen unseres föderalistischen Staates. Es

geht darum, den Vollzugsorganen die nötigen

Mittel zur Verfügung zu stellen und sie nament-

lich im Bereich der neuen Kriminalitätsformen

auszubilden. 

Zudem strebt der Bundesrat einen Abschluss

der Verhandlungen mit Deutschland, Österreich,

Frankreich und Italien über die grenzüberschrei-

tende Zusammenarbeit im Bereich der inneren

Sicherheit an. Dabei geht es namentlich um die

Verbesserung des Informationsaustausches sowie

die Verstärkung der Kooperation bei Einsätzen,

Ermittlungen und Verhütung von Straftaten, aber

auch um eine kooperative Grenzkontrollpraxis

sowie gemeinsame Bestrebungen zur erleichter-

ten Rückführung von Drittausländern in ihren

Heimat- oder Herkunftsstaat.

Anfang 1998 wird der Bundesrat dem Par-

lament Botschaft und Gesetzesentwürfe zur Revi-

sion des Allgemeinen Teils (einschliesslich des

Dritten Buches) des StGB und MStG sowie zu

einem neuen Bundesgesetz über die Jugend-

strafrechtspflege unterbreiten. Die Revision be-

zweckt eine bessere Verhütung von Straftaten.

Schwerpunkte der Revision sind der Ersatz kurzer

unbedingter Freiheitsstrafen durch andere Sank-

tionen, eine neue Sicherungsverwahrung für

gefährliche Gewalttäter sowie strengere Bestim-

mungen über die Entlassung aus dem Straf- und

Massnahmenvollzug. Das Jugendstrafrecht soll

neu in einem besonderen Gesetz geregelt werden.

Ziel 28

Konsolidierung der

Massnahmen zur

Stärkung der inneren

Sicherheit
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Wichtigste geplante Parlamentsgeschäfte 1998
nach Schwerpunkten geordnet

• Verfassungs- und Gesetzesbestimmungen zur Schweizerischen 

Stiftung für Solidarität

• Bundespersonalgesetz / Bundesbeschluss nach Art. 48 Beamtengesetz (PKB)

Finanzpolitik und Bundeshaushalt

• Sparprogramm 1998

• 2. Bericht über die Prüfung der Bundessubventionen

• Botschaft über Massnahmen betreffend Lärmschutz bei Bahnen

• Revision des Bundesgesetzes über die Banken und Sparkassen

• Botschaft über die Volksinitiative «gegen eine unfaire Mehrwertsteuer 

im Sport und im Sozialbereich»

Die wichtigsten Aufgabengebiete

Wirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit

• Revision des Arbeitsgesetzes

• Botschaft über die finanziellen Mittel der agrarpolitischen 

Massnahmen 2000–2003/4

• Bericht (evtl. mit Botschaft) über regulatorische Reformen für 

kleine und mittlere Unternehmen

• Aussenhandelsförderungsgesetz

• Bundesgesetz über den Konsumkredit

• Revision der Strafbestimmungen des Bundesgesetzes über 

den unlauteren Wettbewerb

• Bundesgesetz über die Freizügigkeit der Anwältinnen und 

Anwälte (Anwaltsgesetz)

• Bundesgesetz über den Schutz vor gefährlichen Stoffen 

und Zubereitungen (Chemikaliengesetz)

1. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

Institutionen und Finanzen

Staatsleitungs- und Verfassungsreform
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Forschung und Bildung in Wirtschaft und Gesellschaft

• Botschaft für die Förderung der internationalen wissenschaftlichen 

Zusammenarbeit in den Jahren 1999 – 2003

• Revision des Hochschulförderungsgesetzes

• Botschaft über die Förderung von Bildung, Forschung und 

Technologie in den Jahren 2000 – 2003

• Botschaft zur Revision des Berufsbildungsgesetzes

• Bericht über ein gesamtheitliches Bildungskonzept

Soziale Sicherheit – Gesellschaftspolitik – Gesundheit

• Revision des Bundesgesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversicherung 

(Revision der freiwilligen Versicherung)

• Botschaft über die Volksinitiative «für eine gesicherte AHV – Energie statt Arbeit besteuern»

• Botschaft zur Volksinitiative «für eine Flexibilisierung der AHV – gegen die Erhöhung 

des Rentenalters für Frauen»

• Botschaft zur Volksinitiative «für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Frau und Mann»

• Bundesbeschluss über die Bundesbeiträge in der obligatorischen 

Krankenversicherung für die Jahre 2000 – 2003

• Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung

• Massnahmen zur Sanierung der Arbeitslosenversicherung

• Gen-Lex-Motion (96.3363): Bericht an das Parlament über die Resultate der 

Vernehmlassung über die Gesetzesänderungen

• Änderung des Bundesbeschluss’ vom 22.3.96 über die Kontrolle von Blut, Blutprodukten 

und Transplantaten

• Bundesgesetz über die Heilmittel

• Dringlicher Bundesbeschluss zur Revision des Betäubungsmittelgesetzes 

betreffend die ärztliche Verschreibung von Betäubungsmitteln

• Migrationspolitik-Bericht

• Amtssprachengesetz

• Botschaft zur Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten»

1. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998
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Infrastruktur – Umwelt – Raumordnung

• Bericht über lufthygienische Massnahmen des Bundes und der Kantone

• Botschaft betreffend den Zahlungsrahmen für die SBB und die Genehmigung 

der Leistungsvereinbarung

• Grundsatzentscheid betreffend Schaffung eines binationalen 

französisch-schweizerischen Flugsicherungszentrums

• Botschaft zur Umsetzung des Alpenschutzartikels

• Botschaft über das Elektrizitätsmarktgesetz

• Botschaft zur Volksinitiative «keine Wasserflugzeuge auf Schweizer Seen»

• Botschaft über die Teilrevision des Strassenverkehrsgesetzes

Aussenbeziehungen

• Bericht über die sektoriellen Verhandlungen Schweiz –EU unter Einschluss von 

Botschaften über verschiedene, vom Parlament zu genehmigende Vereinbarungen 

und innerstaatliche Rechtsanpassungen

• Botschaft zur Initiative «Ja zu Europa»

• Bericht über das Verhältnis zwischen der Schweiz und der UNO

• Botschaft über die Weiterführung der technischen Zusammenarbeit und 

der Finanzhilfe zugunsten von Entwicklungsländern

• Botschaft über die Weiterführung der Zusammenarbeit mit ost- und 

mitteleuropäischen Staaten (III. Rahmenkredit)

• Multilaterales Investitionsabkommen

• Botschaft zum Übereinkommen vom 9. Dezember 1948 über die Verhütung 

und Bestrafung des Völkermords

• Botschaft zum Übereinkommen über das vollständige Verbot von Anti-Personenminen

• Ratifizierung der ECE/UNO-Konvention über die grenzüberschreitenden 

Auswirkungen von Industrieunfällen

Sicherheit

• Verstärkung der strafrechtlichen Bekämpfung der Korruption

• Bilaterale Abkommen mit Italien, Deutschland und Österreich über die grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit im Bereich der inneren Sicherheit (Schengen)

• Revision des Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches (StGB, AT, 3. Buch und BG für 

Jugendstrafrechtspflege)

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

Unbestimmt

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

2. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998

1. Halbjahr 1998
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